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A. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Jahresabschluss der Stadt Wiesmoor zum 31.12.2014 

 
Der Rat der Stadt Wiesmoor hat in seiner Sitzung am 20.06.2016 gem. § 129 Abs. 1 Satz 3 NkomVG 
den Jahresabschluss für das Haushaltsjahr 2014 beschlossen und dem Bürgermeister die Entlastung 
erteilt. 
 
Der Rat hat außerdem beschlossen, den Überschuss des ordentlichen Ergebnisses in Höhe von 
184.141,91 € in die Rücklage aus Überschüssen des ordentlichen Ergebnisses zuzuführen, den Über-
schuss des außerordentlichen Ergebnisses in Höhe von 655.011,96 € in die Rücklage aus Überschüs-
sen des außerordentlichen Ergebnisses zuzuführen und zur Anpassung des Sonderpostens für den 
Gebührenausgleich an den Überschuss aus der Betriebsabrechnung für die zentrale Abwasserbeseiti-
gung in Höhe von 0,00 €, Vorjahr 191.839,75 €, dem Sonderposten für den Gebührenausgleich die 
Differenz in Höhe von 191.839,75 € zu entnehmen. 
 
Der Jahresabschluss mit dem Schlussbericht des Rechnungsprüfungsamtes und der Stellungnahme 
des Bürgermeisters liegt in der Zeit vom 22.08.2016 bis einschließlich 30.08.2016 im Rathaus der 
Stadt Wiesmoor, Hauptstraße 193, 1. OG, Zimmer 108, während der Dienststunden zur Einsichtnah-
me öffentlich aus. 
 
Wiesmoor, 12.08.2016 
 
Stadt Wiesmoor 
 
Der Bürgermeister 
Völler 
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Bekanntmachung 
Bebauungsplan Nr. 0302, Änderung Nr. 4 

der Gemeinde Ihlow, OT Ihlowerfehn 
 
Der Rat der Gemeinde Ihlow hat am 15.06.2016 in öffentlicher Sitzung den Bebauungsplan Nr. 0302, 
Änderung Nr. 4 nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-
lich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bebauungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung mit den enthaltenen örtlichen 
Bauvorschriften, Fachbeitrag zum speziellen Artenschutz nach § 10 Abs. 3 BauGB bei der Gemeinde 
Ihlow, Alte Wieke 6, 26632 Ihlow während der üblichen Dienststunden eingesehen werden. Jeder-
mann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über ihren Inhalt Auskunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Ihlow unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
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Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Ihlow, den 17.08.2016 
 
Gemeinde Ihlow 
 
Der Bürgermeister 
Börgmann 

 

 
Bekanntmachung 

der 1. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 0411 
der Gemeinde Rechtsupweg 

 
Der Rat der Gemeinde Rechtsupweg hat am 26.05.2016 in öffentlicher Sitzung die 1. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 0411 nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-
lich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bebauungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
 
Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung nach § 10 Abs. 3 BauGB bei der 
Gemeinde Rechtsupweg, Am Markt 10, 26529 Marienhafe während der üblichen Dienststunden ein-
gesehen werden. Jedermann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über ihren Inhalt Aus-
kunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
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Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Rechtsupweg unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Marienhafe, den 17.08.2016 
 
Gemeinde Rechtsupweg 
 
Der Gemeindedirektor 
Ihmels 

 

 
Bekanntmachung 

der 2. Änderung zum Bebauungsplan Nr. 0413 
der Gemeinde Rechtsupweg 

 
Der Rat der Gemeinde Rechtsupweg hat am 26.05.2016 in öffentlicher Sitzung die 2. Änderung des 
Bebauungsplanes Nr. 0413 nach §10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. 
 
Der Geltungsbereich der Bebauungsplanänderung ist aus dem nachstehenden Übersichtsplan ersicht-
lich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Bebauungsplanänderung tritt mit dieser Bekanntmachung in Kraft (Vgl. § 10 Abs. 3 BauGB). 
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Die Bebauungsplanänderung kann einschließlich ihrer Begründung nach § 10 Abs. 3 BauGB bei der 
Gemeinde Rechtsupweg, Am Markt 10, 26529 Marienhafe während der üblichen Dienststunden ein-
gesehen werden. Jedermann kann die Bebauungsplanänderung einsehen und über ihren Inhalt Aus-
kunft verlangen. 
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB über die Fälligkeit etwaiger Entschädigungs-
ansprüche im Falle der in den §§ 39-42 BauGB bezeichneten Vermögensnachteile, deren Leistung 
schriftlich beim Entschädigungspflichtigen zu beantragen ist, und des § 44 Abs. 4 BauGB über das 
Erlöschen von Entschädigungsansprüchen, wenn der Antrag nicht innerhalb der Frist von drei Jahren 
gestellt ist, wird hingewiesen. 
 
Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- und Formvor-
schriften sowie Mängel des Abwägungsvorgangs nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB werden gemäß 
§ 215 Abs. 1 Nr. 1 und 3 BauGB unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung schriftlich gegenüber der Gemeinde Rechtsupweg unter Darlegung des die Verletzung begrün-
denden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
 
Der Antrag gem. § 47 Verwaltungsgerichtsordnung ist unzulässig, wenn die den Antrag stellende 
Person oder Behörde und Träger sonstiger Belange nur Einwendungen geltend macht, die sie im 
Rahmen der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB nicht oder verspätet 
geltend gemacht hat, aber hätte geltend machen können. 
 
Marienhafe, den 17.08.2016 
 
Gemeinde Rechtsupweg 
 
Der Gemeindedirektor 
Ihmels 
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